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Betr.: Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Verbesserung der polizeilichen 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, vor 
allem an den Binnengrenzen, und zur Änderung des Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens von Schengen
- Neufassung des Vorschlags

Die Delegationen erhalten anbei einen Vorschlag für die dem Parlament zuzuleitende Neufassung des 

eingangs genannten Vorschlags.
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1 ABl. C vom, S. .
2 ABl. C vom, S. .
3 ABl. C 19 vom 23.1.1999, Nummer 42 und Nummer 44 Buchstabe b.

ANLAGE

Vorschlag für einen

BESCHLUSS DES RATES

zur Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten

der Europäischen Union, vor allem an den Binnengrenzen, und zur Änderung des 

Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION –

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 30 Absatz 1 

Buchstaben a, b und c, Artikel 32 sowie Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe c,

auf Vorschlag der Kommission 1,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 29 des Vertrags über die Europäische Union verfolgt die Union das Ziel, den 

Bürgern in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ein hohes Maß an 

Sicherheit zu bieten, indem sie ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten im Bereich der 

polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen entwickelt.

(2) Im Wiener Aktionsplan vom 11. Dezember 1998 3 wird zu einer engen Zusammenarbeit von 

Justiz, Polizei, Zoll und weiteren zuständigen Behörden bei der Verhütung und Bekämpfung 

der organisierten und der sonstigen Kriminalität aufgerufen und gefordert, dass die 

Bedingungen und Beschränkungen bestimmt werden, unter denen die zuständigen Polizei- 

und Zollbehörden eines Mitgliedstaats im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats im 

Benehmen mit letzterem und mit dessen Einverständnis tätig werden können.
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4 ABl. L 162 vom 20.6.2002, S. 1.
5 ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 19.
6 Dok. KOM(2004)376 endg. vom 18. Mai 2004.

(3) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung am 15./16. Oktober 1999 in Tampere in seinen 

Schlussfolgerungen bekräftigt, dass die Zusammenarbeit bei der Kriminalitätsbekämpfung 

intensiviert werden muss, indem die Zusammenarbeit zwischen den Behörden der 

Mitgliedstaaten bei der Ermittlungsarbeit in Bezug auf die grenzüberschreitende Kriminalität 

in den Mitgliedstaaten bestmöglich genutzt wird, und fordert die Einrichtung gemeinsamer

Ermittlungsteams, wie sie der Rahmenbeschluss 2002/465/JI des Rates 4 vorsieht.

(4) Mit dem Übereinkommen von 1990 zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen 

vom 14. Juni 1985 betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen 

Grenzen5 (nachstehend "Schengener Durchführungsübereinkommen" genannt), das gemäß

dem entsprechenden Protokoll im Anhang zum Vertrag über die Europäische Union und zum 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft in den Rahmen der Europäischen 

Union einbezogen wurde, wurden neue Formen der Zusammenarbeit zwischen den 

Polizeibehörden der Mitgliedstaaten als eine der Ausgleichsmaßnahmen für die Abschaffung 

der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen der Schengen-Mitgliedstaaten eingeführt. Das 

Schengener Durchführungsübereinkommen ist am 26. März 1995 in Kraft getreten; seither 

hat die Zusammenarbeit zwischen den Polizei- und Zollbehörden der Mitgliedstaaten deutlich 

zugenommen.

(5) Die Mitgliedstaaten haben eine Vielzahl von bilateralen Abkommen und Vereinbarungen 

geschlossen, um den speziellen Kooperationserfordernissen in den Grenzregionen Rechnung 

zu tragen. In Ermangelung eines Vorgehens der Union können die Sicherheitsniveaus an den 

gemeinsamen Grenzen voneinander abweichen, wie den auf der Grundlage der Berichte des 

Ständigen Schengener Anwendungs- und Bewertungsausschusses ausgesprochenen 

Empfehlungen der Minister zu entnehmen ist.

(6) In ihrer Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat über den Ausbau der 

polizeilichen und zollbehördlichen Zusammenarbeit in der Europäischen Union6 betont die 

Kommission, dass die Mitgliedstaaten ihr Instrumentarium, ihre operativen Maßnahmen und 

ihre Bemühungen an den Binnengrenzen erheblich werden ausweiten müssen, wenn die Union 

ein echter Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts werden soll.
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(7) In dem vom Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 4./5. November 2004 in Brüssel 

angenommenen Haager Programm wird die Kommission aufgefordert, Vorschläge zur 

Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands in Bezug auf die grenzüberschreitende 

operative polizeiliche Zusammenarbeit vorzulegen. Nach dem Haager Programm ist für einen 

optimalen Schutz des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ein multidisziplinäres 

und abgestimmtes Vorgehen sowohl auf der Ebene der EU als auch auf der Ebene der 

Mitgliedstaaten zwischen den zuständigen Strafverfolgungsbehörden, insbesondere Polizei,

Zoll und Grenzschutz, erforderlich.

(8) Daher muss die polizeiliche Zusammenarbeit speziell an den Binnengrenzen der Europäischen 

Union durch multilaterale Maßnahmen intensiviert werden, die einen besseren 

Informationsaustausch sowie eine effizientere Koordinierung und operative Zusammenarbeit 

ermöglichen. Der vorliegende Beschluss sollte daher auf die (…) Vereinfachung und 

Beschleunigung der Verfahren hinwirken, den operativen Aspekten der Zusammenarbeit auf 

der Grundlage gemeinsamer strategischer Überlegungen Nachdruck verleihen sowie einen 

wirksameren und effizienteren Einsatz der personellen und materiellen Ressourcen zur Folge 

haben.

(9) (gestrichen)

(10) Voraussetzung für eine effiziente Zusammenarbeit ist eine umfassende Koordinierung. Daher 

sollten die Mitgliedstaaten die Tätigkeiten von Polizei und Zoll in Grenzregionen unter 

anderem durch eine gemeinsame Einsatz- und Ressourcenplanung, einen festen Mechanismus 

zur gegenseitigen Konsultation und Unterrichtung sowie bei Bedarf durch gemeinsame 

Schulungen (…) koordinieren.

(11) Die operative Zusammenarbeit sollte so gestaltet werden, dass mehr gemeinsame Ressourcen 

zur Verfügung stehen, diese Ressourcen effizienter eingesetzt werden und Routineaufgaben 

ebenso wie Sondereinsätze besser erledigt werden können.

(12) Zur Förderung der Zusammenarbeit und der Koordination sowie zur Überwachung der zu 

Grunde liegenden Verfahren sind Dauervereinbarungen oder feste Strukturen erforderlich, 

die einen Informationsaustausch ermöglichen.

(13) (gestrichen)
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(14) Die Bestimmungen des Schengener Durchführungsübereinkommens über die 

grenzüberschreitende verdeckte Registrierung und die grenzüberschreitende Nacheile sollten 

geändert werden, um wirksamere und erfolgreichere strafrechtliche Ermittlungen und 

Einsätze dadurch zu ermöglichen, dass bei Ermittlungen in einer Strafsache, in der eine 

Übergabe oder Auslieferung möglich ist, grenzüberschreitende verdeckte Registrierung und 

grenzüberschreitende Nacheile erlaubt werden. Die grenzüberschreitende Nacheile sollte 

zudem nicht auf die Landgrenzen beschränkt bleiben.

(15) Da sich die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahme, nämlich die Verbesserung der operativen 

Zusammenarbeit zwischen Polizei- und Zollbehörden, insbesondere an den Binnengrenzen, 

wegen des grenzübergreifenden Charakters der Sicherheitsprobleme auf der Ebene der 

Mitgliedstaaten nicht in zufrieden stellender Weise verwirklichen lassen, die Mitgliedstaaten 

dabei aber aufeinander angewiesen sind, und diese Ziele auf der Ebene der Europäischen 

Union besser zu erreichen sind, kann der Rat im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip nach 

Artikel 5 des EG-Vertrags, auf den auch in Artikel 2 des EU-Vertrags Bezug genommen 

wird, in einem solchen Fall Maßnahmen erlassen. Entsprechend dem in Artikel 5 EG-Vertrag 

verankerten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht dieser Beschluss nicht über das zur 

Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(16) Gemäß Artikel 5 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur 

Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls zur Einbeziehung des 

Schengen-Besitzstands in den Rahmen der Europäischen Union sowie gemäß Artikel 8 

Absatz 2 des Beschlusses 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des 

Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne Bestimmungen des 

Schengen-Besitzstands auf sie anzuwenden, beteiligt sich das Vereinigte Königreich an 

diesem Beschluss, mit Ausnahme von Artikel 11 Absatz 2 und von Artikel 12, soweit er mit 

Artikel 11 Absatz 2 in Zusammenhang steht.

(17) Gemäß Artikel 5 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur 

Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls zur Einbeziehung des 

Schengen-Besitzstands in den Rahmen der Europäischen Union sowie gemäß Artikel 6 

Absatz 2 des Beschlusses 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands 

auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf Irland beteiligt sich 

auch dieser Mitgliedstaat an diesem Beschluss, mit Ausnahme von Artikel 11 Absätze 1 und 2 
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und von Artikel 12.
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7 ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 31.
8 ABl. L 368 vom 15.12.2004, S. 26.
9 ABl. C 364 vom 15.11.2000, S. 1.

(18) (gestrichen)

(19) Für Island und Norwegen stellt diese Verordnung eine Weiterentwicklung des Schengen-

Besitzstands im Sinne des Übereinkommens zwischen dem Rat der Europäischen Union 

sowie der Republik Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung dieser 

beiden Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands 

dar, dabei handelt es sich um die Bestimmungen, die zu den Bereichen nach Artikel 1 

Buchstabe H des Beschlusses 1999/437/EG des Rates vom 17. Mai 1999 zum Erlass 

bestimmter Durchführungsvorschriften zu dem Übereinkommen7 gehören.

(20) Für die Schweiz stellt dieser Beschluss eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands im 

Sinne des Abkommens zwischen der Europäischen Union, der Europäischen Gemeinschaft 

und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Assoziierung der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-

Besitzstands dar; dabei handelt es sich um die Bestimmungen, die zu den in Artikel 1 

Buchstabe H des Beschlusses 1999/437/EG des Rates vom 17. Mai 1999 zum Erlass 

bestimmter Durchführungsvorschriften zu dem Übereinkommen in Verbindung mit Artikel 4 

Absatz 1 des Beschlusses 2004/849/EG des Rates 8 über die Unterzeichnung des Abkommens 

im Namen der Europäischen Gemeinschaft und die vorläufige Anwendung einiger 

Bestimmungen dieses Abkommens genannten Bereichen gehören.

(21) Artikel 11 dieses Beschlusses stellt eine Weiterentwicklung der Bestimmungen dar, die 

im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Beitrittsakte von 2003 auf dem Schengen-Besitzstand 

aufbauen oder anderweitig damit zusammenhängen.

(22) Dieser Beschluss steht im Einklang mit den Grundrechten und den in Artikel 6 des 

Vertrags über die Europäische Union anerkannten Grundsätzen, die auch in der Charta 

der Grundrechte der Europäischen Union zum Ausdruck kommen -9.
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10 Vorschlag: "- auf nationaler Ebene -" einfügen.
11 Vorschlag: "damit die unter diesen Beschluss fallenden Behörden die von ihnen zur 

Verhinderung und Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität insbesondere in 
Grenzregionen benötigten Informationen problemlos in Erfahrung bringen können" hinzufügen.

12 Vorschlag: "in Grenzregionen" hinzufügen,
13 Vorschlag: "aufzuklären" streichen ("… zu verhüten und aufzudecken").

BESCHLIESST:

Artikel 1

Gegenstand

1. Der Beschluss enthält allgemeine Vorschriften zur Förderung der strategischen 

Koordinierung und operativen Zusammenarbeit - vor allem an den Binnengrenzen -

zwischen den in Artikel 2 Buchstabe c genannten Behörden und zur Gewährleistung eines 

höheren Maßes an Sicherheit für die Bürger der Europäischen Union mit folgenden 

Maßnahmen:

Verstärkung und Verbesserung 10 der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten (a)

bei der technischen und praktischen Umsetzung der in den einschlägigen 

Rechtsvorschriften der EU vorgesehenen Bestimmungen über den 

Informationsaustausch 11;

gemeinsames Vorgehen bei der strategischen Koordinierung der (b)

grenzüberschreitenden operativen Zusammenarbeit 12 auf dauerhafter Basis und im 

Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Strukturen;

gemeinsames Vorgehen bei der Durchführung grenzüberschreitender operativer (c)

Tätigkeiten im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Strukturen.

2. Diese Zusammenarbeit, insbesondere zwischen Mitgliedstaaten mit gemeinsamer 

Binnengrenze, zielt auf Folgendes ab:

Straftaten jeglicher Art, insbesondere jene, die Auswirkungen auf die Sicherheit in (a)

Grenzregionen haben, im Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zu 

verhüten, aufzudecken und aufzuklären.13,

(x) gegen gemeinschaftliche und nationale Zollvorschriften verstoßende 
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14 ABl. C 24 vom 23.1.1998, S. 2.
15 ABl. L […] vom […], S. […].

Zuwiderhandlungen, die Straftaten im Sinne des Übereinkommens vom 

18. Dezember 1997 über gegenseitige Amtshilfe und Zusammenarbeit der 

Zollverwaltungen darstellen, zu verhüten, aufzudecken und aufzuklären14
,

Gefahren für die öffentliche Ordnung und die innere Sicherheit abzuwenden und (b)

gegen Störungen der öffentlichen Ordnung vorzugehen,

unbeschadet der Zuständigkeiten der Justizbehörden die Sicherheit des (c)

grenzüberschreitenden Verkehrs zu fördern, sofern dieser unter die Verantwortung 

der unter diesen Beschluss fallenden Behörden fällt,

sich gegenseitig bei der Verhütung und Aufdeckung von Straftaten, die zu (d)

Notlagen, Katastrophen und schweren Unfällen führen oder führen könnten, und 

gegebenenfalls bei der Planung und Durchführung der Maßnahmen von 

Strafverfolgungsbehörden im Falle von Notlagen, Katastrophen und schweren 

Unfällen zu unterstützen,

einen hohen Wissensstand in den unter diesen Beschluss fallenden Behörden sowie in (e)

deren jeweiligen Rechts- und Verwaltungssystemen zu erreichen und 

aufrechtzuerhalten,

das für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in bestimmten Grenzregionen (f)

erforderliche Fachwissen - Sprachkenntnisse inbegriffen - der Bediensteten der unter 

diesen Beschluss fallenden Behörden zu verbessern, unbeschadet und in Ergänzung 

der einschlägigen Maßnahmen der Europäischen Polizeiakademie (EPA) auf diesem 

Gebiet.

3. Dieser Beschluss lässt die Abschaffung der Kontrollen an den Binnengrenzen nach Titel III 

der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Gemeinschaftskodex 

für das Überschreiten der Grenzen durch Personen15 unberührt.



6409/06 ajs/LH/fr 10
ANLAGE DG H II DE

16 Für Buchstabe c vorgeschlagener Text "unter diesen Beschluss fallende Behörde" die 
Polizei-, Zoll- und sonstige Behörde mit Ausnahme der Justizbehörden, die nach 
einzelstaatlichem Recht befugt ist,
- Straftaten oder kriminelle Aktivitäten aufzudecken, zu verhüten und aufzuklären 

und/oder
- Gefahren für die öffentliche Ordnung und die innere Sicherheit abzuwenden 

und/oder
- die Verkehrssicherheit zu fördern und zu kontrollieren und/oder
- Notlagen, Katastrophen und schwere Unfälle zu verhüten und darauf zu reagieren,
und in Verbindung mit diesen Tätigkeiten öffentliche Gewalt auszuüben und 
Zwangsmaßnahmen zu ergreifen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Beschlusses, mit Ausnahme des Artikels 11, bezeichnet der Ausdruck

a) "Binnengrenze" eine gemeinsame Land- oder Binnengewässergrenze zwischen 

Mitgliedstaaten;

b) "Grenzregion" das von jedem Mitgliedstaat festzulegende Gebiet nahe einer oder mehreren 

Binnengrenzen;

c) "unter diesen Beschluss fallende Behörde" (…) eine Polizei-, Zoll- oder sonstige Behörde 

mit Ausnahme der Justizbehörden, die nach einzelstaatlichem Recht befugt ist, Straftaten 

oder kriminelle Tätigkeiten aufzudecken, zu verhüten und aufzuklären oder die öffentliche 

Ordnung und innere Sicherheit aufrecht zu erhalten, und in Verbindung mit diesen 

Tätigkeiten öffentliche Gewalt auszuüben und Zwangsmaßnahmen zu ergreifen16,.

Artikel 3

Informationsaustausch

(gestrichen)



6409/06 ajs/LH/fr 11
ANLAGE DG H II DE

Artikel 4

Strategische Koordinierung

1. Unbeschadet der Zuständigkeiten der Justizbehörden koordinieren die Mitgliedstaaten die 

grenzübergreifenden Tätigkeiten der unter diesen Beschluss fallenden Behörden 

[insbesondere] in der Grenzregion.

a) Hierzu gehört insbesondere:

die Prüfung der Kompatibilität und Interoperabilität von Ausrüstungen, (i)

insbesondere von Kommunikations- und Observierungstechnologien;

(ii) die Erarbeitung und Durchführung von gemeinsamen Schulungsmaßnahmen 

(…). Mögliche Maßnahmen in diesem Bereich sind Arbeitsbesuche, 

Austauschprogramme, gemeinsame Schulungsprojekte einschließlich 

Sprachkurse in Ergänzung zu den einschlägigen Maßnahmen der 

Europäischen Polizeiakademie (EPA) auf diesem Gebiet und die 

Entwicklung spezifischer gemeinsamer Ausbildungsmodule für die 

Zusammenarbeit in bestimmten Grenzregionen;

(iii) der Informationsaustausch zwischen den unter diesen Beschluss fallenden 

Behörden in der Grenzregion und die permanenten 

Kooperationsvereinbarungen und -strukturen nach Artikel 6 Absatz 1 in 

Bezug auf administrative und organisatorische Entwicklungen, die sich 

möglicherweise auf die Leistungsfähigkeit dieser Behörden, 

Vereinbarungen und Strukturen auswirken;
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17 Vorschlag: Diesen Satz und den einleitenden Text von Buchstabe a durch folgenden Wortlaut 
ersetzen: "Wenn die unter diesen Beschluss fallenden Behörden in einer Grenzregion
operative Planungen und Tätigkeiten durchführen, zum Beispiel Observationen, 
Durchsuchungen und Maßnahmen zur Verbrechensverhütung, einschließlich des Vorgehens bei 
internationalen öffentlichen Großveranstaltungen und der jeweiligen Einsatzplanung, stimmen 
sie sich bei ihren Vorbereitungen und der Durchführung mit den Behörden der benachbarten 
Grenzregion ab."

18 Vorschlag: diese Maßnahme verbindlich vorschreiben.

b) Diese Koordinierung kann 17 auch die Vorbereitung, Abstimmung und Durchführung 

operativer Planungen und Tätigkeiten - zum Beispiel Observationen, Durchsuchungen 

und Maßnahmen zur Verbrechensverhütung, einschließlich des Vorgehens bei 

internationalen öffentlichen Großveranstaltungen - und der jeweiligen Einsatzplanung 

umfassen, insbesondere durch

die spontane und rechtzeitige Unterrichtung der unter diesen –

Beschluss fallenden Behörden in der Grenzregion und die in Artikel 6 

Absatz 1 genannten permanenten Kooperationsstrukturen über 

Arbeitspläne, geplante Operationen und Maßnahmen wie 

Observationen, verdeckte Ermittlungen und kontrollierte Lieferungen, 

sowie über bevorstehende Veranstaltungen, die Auswirkungen für die 

entsprechenden Behörden und Strukturen jenseits der Binnengrenze 

haben könnten, unbeschadet der erforderlichen Wahrung der 

Vertraulichkeit dieser Informationen;

Erstellung gemeinsamer Risikobewertungen und Lageberichte18.–

(...)

2. (gestrichen)
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19 Vorschlag: den einleitenden Satz zu den Buchstaben durch folgenden Text ersetzen: "Wenn die 
Kriminalitätsrate oder eine besondere Gefahrenlage in einer Grenzregion es erfordern, dass die 
Ziele nach Artikel 1 Absatz 2 verwirklicht werden, umfasst die Zusammenarbeit Folgendes: 

20 ABl. L […] vom […], S. […].

Artikel 5

Operative Zusammenarbeit

1. Im Hinblick auf die Verwirklichung der strategischen Koordinierung nach Artikel 4 sorgen 

die Mitgliedstaaten für eine entsprechende operative Zusammenarbeit unbeschadet der 

Zuständigkeiten der Justizbehörden.

Hierzu kann insbesondere Folgendes gehören: 19

a) Durchführung gemeinsamer Streifen und gemeinsamer Kontrollmaßnahmen in 

Grenzregionen zur Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Zielsetzungen, wobei 

Folgendes gilt:

– Diese Streifen werden unter der Verantwortung des Mitgliedstaats

durchgeführt, in dessen Hoheitsgebiet sie im Einklang mit Artikel 21 

Buchstabe a der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 

den Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen20

erfolgen;

– (...)

– die Beamten müssen bei einem Einsatz im Hoheitsgebiet eines anderen 

Mitgliedstaats als solche eindeutig erkennbar sein, entweder durch eine 

Uniform, eine Armbinde oder durch an dem Fahrzeug angebrachte 

Zusatzeinrichtungen; das Tragen von Zivilkleidung unter Benutzung eines 

getarnten Polizeifahrzeugs ohne die vorgenannte Kennzeichnung ist nicht 

zulässig; die Beamten müssen jederzeit in der Lage sein, ihre amtliche Funktion 

nachzuweisen; die Beamten dürfen ihre Dienstwaffe mit sich führen, es sei 

denn, der Gebietsstaat hat dem ausdrücklich widersprochen; ihr 

Gebrauch und der Rückgriff auf andere, weniger schwerwiegende 

Zwangsmittel ist mit Ausnahme des Falles der Notwehr nach Maßgabe der 

Rechtsvorschriften des Gebietsstaats nicht zulässig;
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21 Vorschlag: "gegebenenfalls" einfügen. Vorschlag: das Wort "feste" vor 
"Vereinbarungen oder -strukturen für die Kooperation" streichen.

x) die Durchführung gemeinsamer Observationen in Grenzregionen zur 

Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Zielsetzungen, wobei gilt, dass die 

observierenden Beamten in der Lage sein müssen, jederzeit ihre amtliche Funktion 

nachzuweisen; die Beamten dürfen ihre Dienstwaffe während der Observation 

mit sich führen, es sei denn, der Gebietsstaat hat dem ausdrücklich 

widersprochen; ihr Gebrauch und der Rückgriff auf andere, weniger 

schwerwiegende Zwangsmittel ist mit Ausnahme des Falles der Notwehr nach 

Maßgabe der Rechtsvorschriften des Gebietsstaats nicht zulässig;

b) (gestrichen)

c) die Übertragung polizeilicher Aufgaben an Beamte anderer Mitgliedstaaten, die auf 

Aufforderung des Gebietsstaats zu Missionen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 

Ordnung eingesetzt werden; diese Aufgaben sind nach Maßgabe der 

Rechtsvorschriften des Gebietsstaats unter der Leitung eines Beamten dieses 

Mitgliedstaats auszuführen.

2. Beim Einsatz in einem anderen Mitgliedstaat werden Beamte in Bezug auf Straftaten, die 

gegen sie begangen werden oder die sie selbst begehen, den Beamten dieses Mitgliedstaats 

gleichgestellt.

3. Im Falle von Schäden, die Beamte bei Einsätzen im Hoheitsgebiet eines anderen 

Mitgliedstaats verursachen, finden die Bestimmungen des Artikels 43 des Schengener 

Durchführungsübereinkommens Anwendung.

4. (...)

Artikel 6

Kooperationsvereinbarungen und -strukturen

1. Die Mitgliedstaaten schaffen21 (…) feste Vereinbarungen oder -strukturen für die 

Kooperation zwischen den unter diesen Beschluss fallenden Behörden in den 

Grenzregionen.
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2. Die festen Kooperationsvereinbarungen oder -strukturen nach Absatz 1 tragen unbeschadet 

der Zuständigkeiten der zentralen nationalen Behörden zur Durchführung der Artikel 4 

und 5 bei. Im Rahmen der festen Kooperationsvereinbarungen oder -strukturen wird dafür 

gesorgt, dass die zentralen nationalen Behörden entsprechend über ihre Tätigkeiten 

unterrichtet werden, damit der nötige Gesamtüberblick gewährleistet ist.

3. Die Mitgliedstaaten stellen den an den festen Kooperationsvereinbarungen oder an den

festen Strukturen nach Absatz 1 beteiligten Behörden alle erforderlichen Informationen, 

darunter insbesondere Informationen über die strategischen Koordinierungstätigkeiten 

gemäß Artikel 4, zur Verfügung.

4. Die Mitgliedstaaten unterrichten (…) den Rat über die Aufgaben und Befugnisse der festen 

Kooperationsstrukturen nach Absatz 1. Diese Informationen werden regelmäßig zu einem 

Bericht zusammengestellt.

Artikel 7

Datenschutz

Jeder Informationsaustausch nach Maßgabe dieses Beschlusses unterliegt den einschlägigen 

Rechtsbestimmungen über Datenschutz und Datensicherheit in Titel VI des Schengener 

Durchführungsübereinkommens.

Artikel 8

Evaluierung der Durchführung

1. (gestrichen)

2. Der Rat prüft spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Beschlusses, inwieweit die 

Mitgliedstaten diesem Beschluss nachgekommen sind, und ergreift die entsprechenden 

Maßnahmen.
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Artikel 9

Bilaterale und multilaterale Kooperationsvereinbarungen zwischen Mitgliedstaaten

in Bezug auf die unter diesen Beschluss fallenden Behörden

1. Es steht den Mitgliedstaaten frei, auch weiterhin die bei Annahme dieses Beschlusses 

geltenden bilateralen oder multilateralen Übereinkünfte oder Regelungen anzuwenden, 

sofern diese Übereinkünfte oder Regelungen die Möglichkeit bieten, die Ziele dieses 

Beschlusses zwischen den Mitgliedstaaten auf die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit zwischen den unter diesen Beschluss fallenden Behörden auszuweiten.

2. Es steht den Mitgliedstaaten frei, nach Inkrafttreten dieses Beschlusses bilaterale oder 

multilaterale Übereinkünfte oder Regelungen abzuschließen oder in Kraft zu setzen, 

sofern diese Übereinkünfte oder Regelungen die Möglichkeit bieten, die Ziele dieses 

Beschlusses zwischen den Mitgliedstaaten auf die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit zwischen den unter diesen Beschluss fallenden Behörden auszuweiten.

3. Die Übereinkünfte und Regelungen nach den Absätzen 1 und 2 lassen das Verhältnis zu 

Mitgliedstaaten, die ihnen nicht beigetreten sind, in jedem Fall unberührt.

4. Die Mitgliedstaaten unterrichten den Rat und die Kommission über die Übereinkünfte 

und Regelungen nach den Absätzen 1 und 2.

Artikel 10

Ausschuss

(gestrichen)
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22 ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 19, zuletzt geändert durch den Beschluss 2003/725/JI des 
Rates vom 2. Oktober 2003, ABl. L 260 vom 11.10.2003, S. 37.

23 Vorschlag: Im Rahmen dieses Szenarios sollte die beiderseitige Strafbarkeit der Straftat 
überprüft werden. Vorschlag: Die Straftat muss "nach dem Recht des Mitgliedstaates strafbar 
sein, in dessen Hoheitsgebiet die Observation fortgesetzt werden soll".

Artikel 11

Änderungen am Schengener Durchführungsübereinkommen

1. Artikel 40 des Schengener Durchführungsübereinkommens22 erhält folgende Fassung:

"1. Beamte eines Mitgliedstaats, die im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens in seinem 

Hoheitsgebiet eine Person wegen einer Straftat observieren, die nach den 

Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats23 mit einer Freiheitsstrafe oder einer 

freiheitsentziehenden Maßregel der Sicherung im Höchstmaß von mindestens zwölf 

Monaten bedroht ist, weil diese Person im Verdacht steht, an dieser Straftat beteiligt 

zu sein, oder die als notwendige Maßnahme eines Ermittlungsverfahrens eine Person 

observieren, weil es allen Anlass zu der Vermutung gibt, dass diese Maßnahme zur 

Identifizierung oder zum Auffinden der vorgenannten Person beitragen kann, sind 

befugt, diese Observation im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats (…) 

fortzusetzen, wenn dieser der grenzüberschreitenden Observation auf der Grundlage 

eines zuvor gestellten begründeten Rechtshilfeersuchens zugestimmt hat. Die 

Zustimmung kann mit Auflagen verbunden werden.

Auf Verlangen ist die Observation an die Beamten der Mitgliedstaats, in dessen 

Hoheitsgebiet die Observation stattfindet, zu übergeben.

Das Rechtshilfeersuchen nach Satz 1 ist an die von jedem der Mitgliedstaaten 

bezeichnete Behörde zu richten, die befugt ist, die erbetene Zustimmung zu erteilen 

oder zu übermitteln.
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24 Vorschlag, die Liste in Artikel 2 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses über den 
Europäischen Haftbefehl zu verwenden und infolgedessen Absatz 7 zu streichen.

2. Kann wegen der besonderen Dringlichkeit der Angelegenheit eine vorherige 

Zustimmung des anderen Mitgliedstaats nicht beantragt werden, dürfen die 

observierenden Beamten die Observation einer Person, die im Verdacht steht, an einer 

der in Absatz 724 aufgeführten Straftaten beteiligt zu sein, oder die als notwendige 

Maßnahme eines Ermittlungsverfahrens eine Person observieren, weil es allen Anlass 

zu der Vermutung gibt, dass diese Maßnahme zur Identifizierung oder zum Auffinden 

dieser Person beitragen kann, unter folgenden Voraussetzungen über die Grenze 

hinweg fortsetzen:

a) Der Grenzübertritt ist noch während der Observation unverzüglich der 

in Absatz 5 bezeichneten Behörde des Mitgliedstaats, in dessen 

Hoheitsgebiet die Observation fortgesetzt werden soll, mitzuteilen.

b) Ein Rechtshilfeersuchen nach Absatz 1, in dem auch die Gründe 

dargelegt werden, die einen Grenzübertritt ohne vorherige Zustimmung 

rechtfertigen, ist unverzüglich nachzureichen.

Die Observation ist einzustellen, sobald der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die 

Observation stattfindet, aufgrund der Mitteilung nach Buchstabe a oder des Ersuchens 

nach Buchstabe b dies verlangt oder wenn die Zustimmung nicht fünf Stunden nach 

Grenzübertritt vorliegt.

3. Die Observation nach den Absätzen 1 und 2 ist ausschließlich unter den 

nachstehenden allgemeinen Voraussetzungen zulässig:

a) Die observierenden Beamten sind an die Bestimmungen dieses Artikels 

und das Recht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sie auftreten, 

gebunden; sie haben Anordnungen der örtlich zuständigen Behörden zu 

befolgen.
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25 Vorschlag, den Mitgliedstaaten die Wahl zu lassen, ob sie dies gestatten. 

b) Vorbehaltlich der Fälle des Absatzes 2 führen die Beamten während 

der Observation ein Dokument mit sich, aus dem sich ergibt, dass die 

Zustimmung erteilt worden ist.

c) Die observierenden Beamten müssen in der Lage sein, jederzeit ihre 

amtliche Funktion nachzuweisen.

d) Die observierenden Beamten dürfen während der Observation ihre 

Dienstwaffe mit sich führen, es sei denn, der ersuchte Mitgliedstaat hat dem 

ausdrücklich widersprochen; ihr Gebrauch und der Rückgriff auf andere, 

weniger schwerwiegende Zwangsmittel ist mit Ausnahme des Falles der 

Notwehr gemäß den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dessen 

Hoheitsgebiet die Nacheile durchgeführt wird, nicht zulässig.

e) Das Betreten von Wohnungen und öffentlich nicht zugänglichen 

Grundstücken ist nicht zulässig.

f) Die observierenden Beamten sind nicht befugt, die zu observierende 

Person anzuhalten oder festzunehmen,25 mit Ausnahme des Falles der 

Notwehr bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Beamten des Mitgliedstaats, 

in dessen Hoheitsgebiet die Observation erfolgt, die 

Identitätsfeststellung oder die Festnahme vornehmen.

g) Über jede Operation wird den Behörden des Mitgliedstaats, in dessen 

Hoheitsgebiet die Operation stattgefunden hat, Bericht erstattet; dabei kann 

das persönliche Erscheinen der observierenden Beamten gefordert werden.
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26 Für Absatz 7 wurde folgender Wortlaut vorgeschlagen:
"Die Mitgliedstaaten bestimmen die Straftaten nach Absatz 2 in einer Erklärung nach 
Artikel 12 des Beschlusses 2006/XXX/JI des Rates und einer der folgenden Modalitäten:
a) Straftatenkatalog:

- Straftaten nach einzelstaatlichem Recht, die denjenigen entsprechen oder mit 
denjenigen übereinstimmen, die in Artikel 2 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses vom 
13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl aufgeführt sind.
- schwere Straftat sexueller Natur;
- Verstoß gegen die gesetzlichen Vorschriften über Waffen und Sprengstoffe;
- Vernichtung durch Sprengstoffe;
- [Geldwäsche]
- [Totschlag]
- schwerer, organisierter oder bewaffneter Diebstahl, Hehlerei und Raub,
- unerlaubter Verkehr mit giftigen und schädlichen Abfällen;

b) Straftaten, die nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, dessen Beamte die 
Observation vornehmen, mit einer Freiheitsstrafe oder einer freiheitsentziehenden 
Maßregel der Sicherung im Höchstmaß von mindestens 12 Monaten bedroht 
sind."

27 ABl. L 190 vom 18.7.2002, S. 1. 

h) Die Behörden des Mitgliedstaats, aus dessen Hoheitsgebiet die 

observierenden Beamten kommen, unterstützen auf Ersuchen die 

nachträglichen Ermittlungen - einschließlich gerichtlicher Verfahren - des 

Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet eingeschritten wurde.

4. Jeder Mitgliedstaat gibt in einer Erklärung nach Artikel 12 des 

Beschlusses 2006/XXX/JI des Rates die zuständigen Beamten und Behörden

gemäß den Absätzen 1 und 2 an. Diese Erklärungen können jederzeit geändert 

werden.

5. (gestrichen)

6. Die Mitgliedstaaten können im Wege bilateraler Vereinbarungen den 

Anwendungsbereich dieses Artikels erweitern und zusätzliche Regelungen zu seiner 

Durchführung treffen.

7. Eine Observation nach Absatz 2 ist nur zulässig, wenn eine der nachstehenden 

Straftaten zugrunde liegt: 26

Straftaten nach einzelstaatlichem Recht, die diejenigen entsprechen oder mit -

denjenigen übereinstimmen, die in Artikel 2 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses 

vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl aufgeführt sind27
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28 ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 19, zuletzt geändert durch den Beschluss 2000/586/JI des 
Rates vom 28.9.2000, ABl. L 248 vom 3.10.2000, S. 1.

29 Vorschlag: Es sollte keine Begrenzung hinsichtlich des Strafmaßes geben.
30 Vorschlag, die Liste in Artikel 2 Absatz 2 des Rahmenbeschlusses über den 

Europäischen Haftbefehl zu verwenden und infolgedessen Absatz 4 zu streichen.
31 Vorschlag: den persönlichen Anwendungsbereich dieser Bestimmung auf Personen erweitern, 

die sich verdächtig verhalten UND vor einer Polizeikontrolle flüchten. 

eine schwere Straftat sexueller Natur;-

Verstoß gegen die gesetzlichen Vorchriften über Waffen und Sprengestoffe;-

Vernichtung durch Sprengstoff;-

[Geldwäsche]-

[Totschlag]-

schwerer, organisierter oder bewaffneter Diebstahl, Hehlerei oder Raub;-

unerlaubter Verkehr mit giftigen und schädlichen Abfällen."-

Artikel 41 des Schengener Durchführungsübereinkommens28 erhält folgende Fassung:2.

"1. Beamte eines Mitgliedstaats, die in ihrem Land eine Person verfolgen, die auf frischer 

Tat bei der Begehung - oder Beteiligung an - einer der Straftaten29 nach Artikel 430

angetroffen wird, sind befugt, die Verfolgung im Hoheitsgebiet eines anderen 

Mitgliedstaats ohne dessen vorherige Zustimmung fortzusetzen, wenn die zuständigen 

Behörden des anderen Mitgliedstaats wegen der besonderen Dringlichkeit der 

Angelegenheit nicht zuvor mit einem der in Artikel 44 vorgesehenen 

Kommunikationsmittel unterrichtet werden konnten oder nicht rechtzeitig zur Stelle 

sind, um die Verfolgung zu übernehmen.

Gleiches gilt, wenn die verfolgte Person sich in Untersuchungshaft oder Strafhaft 

befand und aus der Haft geflohen ist. 31
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Spätestens beim Grenzübertritt nehmen die nacheilenden Beamten Kontakt mit der 

zuständigen Behörde des Gebietsstaats auf. Die Verfolgung ist einzustellen, sobald 

der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Verfolgung stattfinden soll, dies 

verlangt. Auf Ersuchen der nacheilenden Beamten ergreifen die örtlich zuständigen 

Behörden die betroffene Person, um ihre Identität festzustellen oder die Festnahme 

vorzunehmen.

2. Die Nacheile wird gemäß einer der nachfolgenden Modalitäten ausgeübt, die in der 

Erklärung nach Artikel 12 des Beschlusses 2006/XXX/JI des Rates festgelegt 

werden:

a) Die nacheilenden Beamten haben kein Festhalterecht.

b) Wenn kein Einstellungsverlangen vorliegt und die örtlichen Behörden 

nicht rechtzeitig herangezogen werden können, dürfen die nacheilenden 

Beamten die Person festhalten, bis die Beamten des Gebietsstaats, die 

unverzüglich zu unterrichten sind, die Identitätsfeststellung oder die 

Festnahme vornehmen.

3. Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehene Nacheile wird gemäß einer der 

nachfolgenden Modalitäten ausgeübt, die in der Erklärung nach Artikel 12 des 

Beschlusses 2006/XXX/JI des Rates festgelegt werden:

a) innerhalb eines in der Erklärung bestimmten Gebiets oder während einer 

darin bestimmten Zeit vom Überschreiten der Grenze an;

b) ohne räumliche oder zeitliche Begrenzung.
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32 Vorschlag: Es sollte eine zusätzliche Bezugnahme auf Artikel 111 Absatz 6 des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen (UNCLOS) aufgenommen werden.

33 Vorschlag, in diese Liste die "schwere Straftat sexueller Natur" aufzunehmen.
34 ABl. L 190 vom 18.7.2002, S. 1.

3.a a) Die in den Absätzen 1, 2 und 3 vorgesehene Nacheile wird gemäß einer der

nachfolgenden Modalitäten ausgeübt, die in der Erklärung nach Artikel 12 

des Beschlusses 2006/XXX/JI des Rates festgelegt werden:

i) ausschließlich auf dem Land- und Wasserwege;

ii) ohne Einschränkungen hinsichtlich der Art der Grenze.

b) Findet die Nacheile auf See statt, so wird sie, auf hoher See oder in 

der ausschließlichen Wirtschaftszone im Einklang mit dem 

internationalen Seerecht, wie es im Seerechtsübereinkommen der 

Vereinten Nationen verankert ist, und im Hoheitsgebiet eines anderen 

Mitgliedstaats ohne Durchgang durch die hohe See im Einklang mit 

diesem Artikel durchgeführt32.

c) Findet die Nacheile auf dem Luftwege statt, so wird davon 

ausgegangen, dass die Bewilligung nach Artikel 3 Buchstabe c des 

Abkommens vom 7. Dezember 1944 über die Internationale 

Zivilluftfahrt eingeholt wurde. Die Nacheile wird gemäß den in den 

einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Luftverkehrsregeln ausgeübt.

4. In der Erklärung nach Artikel 12 des Beschlusses 2006/XXX/JI des Rates legen die 

Mitgliedstaaten die Straftaten nach Absatz 1 gemäß einer der folgenden Modalitäten 

fest:

a) Straftatenkatalog33:

Straftaten nach einzelstaatlichem Recht, die diejenigen entsprechen oder -

mit denjenigen übereinstimmen, die in Artikel 2 Absatz 2 des 

Rahmenbeschlusses vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl 

aufgeführt sind34



6409/06 ajs/LH/fr 24
ANLAGE DG H II DE

Verstoß gegen die gesetzlichen Vorschriften über Waffen und -

Sprengstoffe;

Vernichtung durch Sprengstoffe;-

[Totschlag]-

schwerer, organisierter oder bewaffneter Diebstahl, Hehlerei und Raub,-

unerlaubter Verkehr mit giftigen und schädlichen Abfällen;-

unerlaubtes Entfernen nach einem Unfall mit schwerer Körperverletzung -

oder Todesfolge.

b) Straftaten, die nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, dessen 

Beamte die Nacheile ausüben, mit einer Freiheitsstrafe oder einer 

freiheitsentziehenden Maßregel der Sicherung im Höchstmaß von mindestens 

12 Monaten bedroht sind."

5. Die Nacheile darf nur unter folgenden allgemeinen Voraussetzungen ausgeübt 

werden:

a) Die nacheilenden Beamten sind an die Bestimmungen dieses Artikels 

und das Recht des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sie auftreten, 

gebunden; sie haben Anordnungen der örtlich zuständigen Behörden zu 

befolgen.

b) (gestrichen)

c) Das Betreten von Wohnungen und öffentlich nicht zugänglichen 

Grundstücken ist nicht zulässig.

d) Die nacheilenden Beamten müssen als solche eindeutig erkennbar sein, 

entweder durch eine Uniform, eine Armbinde oder durch an dem 

Beförderungsmittel angebrachte Zusatzeinrichtungen; das Tragen von 

Zivilkleidung unter Benutzung eines getarnten Polizeifahrzeuges ohne die 

vorgenannte Kennzeichnung ist nicht zulässig; die nacheilenden Beamten 

müssen jederzeit in der Lage sein, ihre amtliche Funktion nachzuweisen.

e) Die nacheilenden Beamten dürfen ihre Dienstwaffe mit sich führen; der 

Gebrauch ist mit Ausnahme des Falles der Notwehr [gemäß den 
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Rechtsvorschriften des Gebietsstaats] nicht zulässig.
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f) Die nach Absatz 2 Buchstabe b ergriffene Person darf im Hinblick auf 

ihre Vorführung vor die örtlichen Behörden lediglich einer 

Sicherheitsdurchsuchung unterzogen werden; es dürfen ihr während der 

Beförderung Handschellen angelegt werden; die von der verfolgten Person 

mitgeführten Gegenstände dürfen sichergestellt werden.

g) Die nacheilenden Beamten melden sich nach jedem Einschreiten gemäß

den Absätzen 1, 2 und 3 bei den örtlich zuständigen Behörden des 

Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sie gehandelt haben und erstatten 

Bericht; auf Ersuchen dieser Behörden sind sie verpflichtet, sich bis zur 

Klärung des Sachverhalts bereitzuhalten; gleiches gilt auch, wenn die 

verfolgte Person nicht festgenommen werden konnte.

h) Die Behörden des Mitgliedstaats, aus dessen Hoheitsgebiet die 

nacheilenden Beamten kommen, unterstützen auf Ersuchen die 

nachträglichen Ermittlungen einschließlich gerichtlicher Verfahren des 

Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet eingeschritten wurde.

i) (gestrichen)

6. Die Person, die gemäß Absatz 2 durch die örtlich zuständigen Behörden 

festgenommen wurde, kann ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit zum Zwecke der 

Vernehmung festgehalten werden. Die einschlägigen Bestimmungen des nationalen 

Rechts finden sinngemäß Anwendung.

Hat die Person nicht die Staatsangehörigkeit des Mitgliedstaats, in dessen 

Hoheitsgebiet sie aufgegriffen wurde, wird sie spätestens sechs Stunden nach ihrer 

Ergreifung freigelassen, wobei die Stunden zwischen Mitternacht und neun Uhr nicht 

mitzählen, es sei denn, die örtlich zuständigen Behörden erhalten vor Ablauf dieser 

Frist ein Ersuchen gleich in welcher Form um vorläufige Festnahme zum Zwecke der 

Auslieferung.
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7. Jeder Mitgliedstaat gibt in einer Erklärung nach Artikel 12 des 

Beschlusses 2006/XXX/JI des Rates die zuständigen Beamten gemäß den 

vorstehenden Absätzen an. Diese Erklärungen können jederzeit geändert werden.

8. Für die betreffenden Mitgliedstaaten bleibt Artikel 18 des Benelux-Übereinkommens 

über grenzüberschreitende Polizeieinsätze vom 8. Juni 2004 unberührt.

9. (gestrichen)

10. Die Mitgliedstaaten können im Wege bilateraler Vereinbarungen den 

Anwendungsbereich des Absatzes 1 erweitern und zusätzliche Regelungen zur 

Durchführung dieses Artikels treffen."

Artikel 12

Schlussbestimmungen

1. Binnen drei Monaten nach Veröffentlichung dieses Beschlusses gibt jeder 

Mitgliedstaat die Erklärungen nach dem aufgrund von Artikel 11 Absatz 1 dieses 

Beschlusses geänderten Artikel 40 Absatz 4 des Schengener 

Durchführungsübereinkommens und nach dem aufgrund von Artikel 11 Absatz 2 

dieses Beschlusses geänderten Artikel 41 Absätze 2, 3, 3a, 4 und 7 des Schengener 

Durchführungsübereinkommens ab.

2. Jeder Mitgliedstaat kann zu jedem Zeitpunkt seine Erklärung durch eine andere 

Erklärung ersetzen, soweit diese nicht die Tragweite der früheren Erklärung 

einschränkt.

3. Jeder Erklärung geht eine vorherige Abstimmung mit allen betroffenen 

Mitgliedstaaten voraus, wobei die Gleichwertigkeit der auf beiden Seiten der 

Binnengrenzen geltenden Regelungen angestrebt wird.

4. Die Beitrittsländer geben die Erklärungen nach Absatz 1 binnen drei Monaten nach 

ihrem Beitritt ab.

5. Das Generalsekretariat des Rates veröffentlicht die Erklärungen nach Absatz 1 im 

Amtsblatt der Europäischen Union.
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Artikel 13

Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt sechs Monate nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 

Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am

Im Namen des Rates

Der Präsident
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